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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Chris-
tine Kamm, Margarete Bause und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Liefer- und Versorgungsengpässe von Medikamen-
ten und Impfstoffen vermeiden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bun-
desebene dafür einzusetzen, dass bei drohenden 
Lieferengpässen eine Meldepflicht für wichtige, es-
senzielle Arzneimittel (wie zum Beispiel Narkosemit-
tel, Impfstoffe, Krebsmedikamente oder Antibiotika) 
eingeführt wird und eine systematische Meldung und 
Auswertung der gemeldeten Liefer- und Versorgungs-
engpässe erfolgt. 

 

 

Begründung: 

Pharmahersteller und Großhändler sind laut Arznei-
mittelgesetz (§ 52b AMG) verpflichtet, in Deutschland 
eine angemessene und kontinuierliche Bereitstellung 
von Arzneimitteln sicherzustellen. 

Dennoch traten in den letzten Jahren zunehmend 
Lieferengpässe auf, insbesondere bei Krebsmedika-
menten und Antibiotika. Zuletzt klagten auch Bayerns 
Ärztinnen und Ärzte über Lieferengpässe bei dem 
Narkosemittel mit Wirkstoff Remifentanil, das bei am-
bulanten Operationen genutzt wird. Das Zurückgreifen 
auf Alternativen ist zwar in diesem Fall möglich, aber 
zeitaufwendig und vor allem für Patientinnen und Pa-
tienten unangenehm. Besonders problematisch sind 
die Lieferengpässe, wenn ein Mangel an Behand-
lungsalternativen existiert. Im September 2015 gab es 
Lieferengpässe beim Antibiotikum Ampicillin. Notge-
drungen musste in diesem Fall auf Reserveantibiotika 
zurückgegriffen werden, was die Gefahr von gefährli-
cheren Resistenzbildungen erhöht. Auch bei Impfstof-
fen wird immer wieder über Lieferengpässe berichtet. 

Medizinische Versorgungsengpässe bestehen dahin-
gehend, wenn keine alternativen Arzneimittel zum 
fehlenden Wirkstoff zur Verfügung stehen. Vor allem 
bei Onkologika führen Lieferengpässe sehr schnell zu 
Versorgungsengpässen, da es bei Krebsmedikamen-

ten oft keine passenden Ersatzmittel gibt. In einigen 
Fällen ist es bereits zu ersthaften Einschränkungen in 
der Versorgung gekommen und damit zu einem medi-
zinischen Versorgungsengpass, wie zum Beispiel 
Mitte 2015. Da bestand ein fünfwöchiger dramatischer 
Lieferengpass bei Melphalan, einem Standardmedika-
ment für Patientinnen und Patienten mit einem spezi-
ellen Knochenkrebs. Aus medizinischer Sicht waren 
hier Alternativen nicht vertretbar, weil sie entweder für 
die entsprechende Indikation nicht zugelassen sind, 
oder zu viele Nebenwirkungen hatten. 

Was fehlt, ist ein systematischer Überblick über die 
bestehenden Lieferprobleme und deren Gründe. Die 
Ursachen für den Anstieg von Lieferengpässen sind 
vielfältig. Um diesen vorzubeugen, ist es wichtig, die 
unterschiedlichen Gründe der Lieferprobleme zu er-
kunden. Ursachen können z.B. Probleme eines Zulie-
ferers mit der Lieferfähigkeit eines Wirk- oder Hilfs-
stoffes, der Ausfall einer Produktionsanlage, die Sper-
rung von Produktionschargen wegen Mängeln oder 
der unerwartete Anstieg der Nachfrage sein etc. 
Wenn wie im Fall von Melphalan dann weltweit nur 
noch eine Produktionsstätte existiert, führen Herstel-
lungsprobleme oder logistische Defizite unmittelbar zu 
einem Lieferengpass. Leidtragende sind dann die 
Patientinnen und Patienten, die auf das Medikament 
angewiesen sind und selbst mit einer schweren Krank-
heit zu kämpfen haben. 

Die gesetzlich vorgeschriebene Bevorratung für Arz-
neimittel reicht bei vielen Lieferengpässen nicht aus. 
Die 2013 eingeführte freiwillige Liste der Liefereng-
pässe beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) ist lücken- und fehlerhaft. Seit 
Oktober 2015 existiert ein neues freiwilliges Register 
auf den Seiten des Paul-Ehrlich-Institutes (PEI) – 
dieses ist aber nur für Impfstoffe vorgesehen. Die 
freiwillige Selbstverpflichtung der Industrie, die zuletzt 
im Pharma-Dialog noch einmal bekundet wurde, sol-
che Fälle zu melden, zeigt sich derzeit als nicht aus-
reichend. 

Eine verbindliche Meldepflicht und systematische 
regelmäßige Auswertung der Daten und der Ursachen 
der gemeldeten Lieferengpässe würde helfen, die 
Transparenz zu erhöhen und die Lieferengpässe zu 
minimieren. Die frühzeitige verpflichtende Meldung 
beim BfArM würde bedeuten, dass rechtzeitig Hand-
lungsempfehlungen zur Sicherstellung der Versor-
gung erarbeitet und mit den Akteuren abgestimmt 
werden können. Diese werden schließlich dazu bei-
tragen, die Patientensicherheit zu gewährleisten. 
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Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) arbeitet der-
zeit an einer Liste der unverzichtbaren Arzneimittel. 
Auch die DGHO (Deutsche Gesellschaft für Hämato-
logie und Onkologie e.V.) hat 25 essenzielle Arznei-
mittel zusammengetragen und kommt damit einem 
Wunsch des Bundesgesundheitsministeriums aus 
dem Jahr 2013 nach, der sich an alle Fachgesell-
schaften richtete. Die Initiative des Bundesministeri-
ums für Gesundheit sieht vor, besonders benötigte 

und kurzfristig unverzichtbare Arzneimittel zu identifi-
zieren. Dazu zählen Arzneimittel, bei denen eine Ver-
schlechterung der Prognose bei Nichtverfügbarkeit 
eintritt, sodass sich daraus eine kurzfristige (24-Stun-
den) und dauerhafte Verfügbarkeit ableitet. Voraus-
setzung: Aus den Leitlinien geht hervor, dass keine 
gleichwertige Alternative verfügbar ist. Kanada, die 
Schweiz und Frankreich gehen ebenfalls diesen Weg. 

 

 

 



(Beifall bei den GRÜNEN)

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Erstens. Ich 
kann die Entrüstung durchaus verstehen, zum einen 
deshalb, weil einfach bei vielen der Begriff Pflanzen-
schutzmittel automatisch mit Pestiziden gleichgesetzt 
wird und weil sie beides fachlich nicht differenzieren 
können. Ich habe versucht, beides zu differenzieren. 
Diejenigen, die es noch nicht wissen, können es 
nachlesen.

Zweitens. Ich habe auch dargestellt, welche Auswir-
kungen das auf die Flächen, die dann zur Verfügung 
stehen würden, hätte. Sie zeigen sich, wenn man es 
herunterrechnet. Die Zahlen, die ich genannt habe, 
wird, denke ich, auch der Minister belegen können. 
Sie alle sind nämlich veröffentlicht. Ich habe keine 
Zahlen genannt, die nicht veröffentlicht sind. Ich gehe 
davon aus, dass veröffentlichte Zahlen auch stimmen, 
sonst hätte sie irgendjemand widerrufen.

Zum Dritten muss man ganz einfach sagen: Der An-
trag, den ihr gestellt habt, ist von der Idee her richtig. 
Darum habe ich gesagt, der Kerntext des Antrags an 
sich wäre zustimmungsfähig. Das trifft aber nicht für 
die Beschreibung und den Titel zu, die den Antrag 
konterkarieren. Schade, dass ihr nicht in der Lage 
seid, Anträge vernünftig zu formulieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. – 
Weitere Wortmeldungen liegen mir jetzt nicht mehr 
vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kom-
men zur Abstimmung. Dazu werden die Anträge wie-
der getrennt. 

Zuerst lasse ich über den Antrag der CSU-Fraktion in 
einfacher Form abstimmen. Wer dem Dringlichkeits-
antrag auf Drucksache 17/16798 seine Zustimmung 
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das 
sind die CSU-Fraktion und die Fraktion der FREIEN 
WÄHLER. Gegenstimmen bitte. – Die Fraktionen der 
SPD und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es 
Enthaltungen? – Eine Enthaltung bei der SPD-Frak-
tion. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Nun lasse ich, wie bereits zu Beginn der Beratung an-
gekündigt, über den Dringlichkeitsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksa-
che 17/16777 in namentlicher Form abstimmen. Die 
Urnen stehen bereit. Wir geben Ihnen fünf Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 18.25 bis 
18.30 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Zeit für die Stimmab-
gabe ist um. Ich schließe die Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte kurz um Auf-
merksamkeit. Ich schließe die Sitzung jetzt noch nicht, 
weil wir noch Ergebnisse verkünden müssen. Aber 
nach Rücksprache mit den Fraktionen sind wir über-
eingekommen, dass es schon für den nächsten An-
trag mit dem vereinbarten Sitzungsende 19.00 Uhr 
eng wird. Das heißt, wir rufen jetzt keinen Antrag 
mehr auf. Wenn die Ergebnisse der beiden Abstim-
mungen – eines liegt schon bei mir – verkündet sind, 
schließe ich die Sitzung für heute Abend.

(Erwin Huber (CSU): Danke, Herr Präsident!)

Ich gebe jetzt das Ergebnis einer namentlichen Ab-
stimmung bekannt. Da ging es um den Dringlichkeits-
antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian 
Streibl, Joachim Hanisch und anderer und Fraktion 
(FREIE WÄHLER) betreffend "Klarheit schaffen, Frei-
staat muss in der Verantwortung bleiben! – Unterbrin-
gung anerkannter Flüchtlinge nicht einfach auf Kom-
munen abwälzen!" auf Drucksache 17/16776. Mit Ja 
haben 66 gestimmt, mit Nein haben 73 gestimmt. 
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Zur namentlichen Abstimmung von soeben, zum 
Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina 
Schulze, Ludwig Hartmann, Gisela Sengl und anderer 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend 
"Ökologische Vorrangflächen ohne Pflanzengifte be-
wirtschaften" auf Drucksache 17/16777: Mit Ja haben 
43 gestimmt, mit Nein haben 83 gestimmt, und es gab 
2 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/16778 mit 17/16784 und 17/16799 mit 
17/16803 werden in die zuständigen federführenden 
Ausschüsse verwiesen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf damit die Sit-
zung beenden. Ich bedanke mich für die Mitarbeit und 
wünsche einen schönen Abend. Ich schließe die Sit-
zung.

(Schluss: 18.36 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/16784 

Liefer- und Versorgungsengpässe von Medikamenten und Impf-
stoffen vermeiden 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Ulrich Leiner 
Mitberichterstatterin: Carolina Trautner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege federführend zugewiesen. Weitere Ausschüs-
se haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 64. Sitzung am 16. Mai 2017 beraten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 

 



 

17. Wahlperiode 18.07.2017 Drucksache 17/17903 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela 
Sengl, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Christine Kamm, Margarete 
Bause und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/16784, 17/17700 

Liefer- und Versorgungsengpässe von Medikamenten und Impf-
stoffen vermeiden 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Dritter Vizepräsident Peter Meyer



Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 15 und 53. Es sind dies 

der Antrag der Abgeordneten Scheuenstuhl, von Brunn, Woerlein und anderer (SPD) 

betreffend "Kinderschutz ernst nehmen – kein Glyphosat-Einsatz auf von Kindern ge-

nutzten Flächen" auf der Drucksache 17/17137 und der Antrag der Abgeordneten 

Schorer-Dremel, Dr. Hünnerkopf, Brendel-Fischer und anderer (CSU) betreffend "Um-

weltschonender Einsatz von Glyphosat" auf der Drucksache 17/16744. Der Aufruf er-

folgt morgen am Ende der Tagesordnung.

(...)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Über die übrigen Vorgänge auf der Liste lasse ich 

nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums entsprechend 

der aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind 

in diesem Fall wohl alle. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch 

keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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